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waren die Verklagten dagegen weder passiv legitimiert, 
noch war der Klageantrag schlüssig begründet. Vielmehr 
hat die zur Zahlung an die Erben verpflichtete kontofüh­
rende Sparkasse Ansprüche gegen die Verklagten. Durch 
die unberechtigte Auszahlung an die vorgeblichen Erben 
ist der Sparkasse als volkseigenem Geld- und Kreditinsti­
tut ein Nachteil entstanden, der sie verpflichtet, zum 
Schutze des Volkseigentums Rückforderungs- bzw. Scha­
denersatzansprüche geltend zu machen. Dabei muß sie sich 
allerdings hinsichtlich des Umfangs der Verpflichtung der 
Verklagten zum Ersatz des Schadens ihre durch die Nicht­
beachtung der Rechtsvorschriften über den Sparkontover­
trag begründete Mitverantwortlichkeit gemäß § 341 ZGB 
anrechnen lassen.

EKKEHARD ESP1G, wiss. Aspirant
an der Sektion für Staats- und Rechtswissenschaft
der Friedrich-Schiller-Universität Jena

Nochmals: Zur örtlichen Zuständigkeit 
in Zivi Rechtssachen
In NJ 1979, Heft 7, S. 320 unterteilt H. K e l l n e r  die 
Zuständigkeitsregelung des §20 ZPO in eine allgemeine 
grundsätzliche Zuständigkeitsregel (Abs. 1) und in Ausnah­
meregelungen (Abs. 2 und 4). Er behauptet, die Zuständig­
keit des Abs. 1 sei die grundsätzliche, denn das Gesetz gehe 
„eindeutig davon aus, daß derjenige, der von einem ande­
ren etwas verlangt, grundsätzlich die Lasten auf sich zu 
nehmen hat, die mit einer Rechtsverfolgung verbunden 
sind“. Dieser Auffassung vermag ich nicht zu folgen.

Die Tatsache, daß der Kläger die Gerichtskosten des 
Verfahrens — soweit er davon nicht befreit ist oder wird
— vorauszahlen und ggf. die Richtigkeit seiner Prozeßbe­
hauptungen beweisen muß (vgl. §§ 168 bis 170, § 52 Abs. 1 
ZPO), berechtigt m. E. nicht zu der Feststellung, daß den 
Kläger grundsätzlich alle Lasten der Rechtsverfolgung
— auch, die mit einer notwendigen Prozeßführung bei 
einem entfernten Gericht verbundenen — treffen.

Kellner vertritt weiter die Meinung, daß von den drei 
Ausnahmeregeln des § 20 Abs. 2 ZPO eigentlich nur die in 
Ziff. 2 eine echte Ausnahmeregel sei. Er übersieht dabei 
aber, daß für Zivilrechtssachen mehrere durchaus gleich­
wertige, dem Kläger durch § 20 Abs. 3 ZPO zur Wahl ge­
stellte Zuständigkeiten bestehen, die dazu dienen, „dem 
Gläubiger die Rechtsverfolgung zu erleichtern“ (vgl. Zivil­
prozeßrecht, Grundriß, Berlin 1977, S. 82), und daß die in 
zwei getrennten Absätzen erfolgte Zuständigkeitsregelung 
lediglich darauf zurückzuführen ist, daß die allgemeine — 
nicht aber grundsätzliche — Regel des Abs. 1 außer für 
Zivilrechtssachen auch für die anderen den Kammern für 
Zivilrecht zur Entscheidung übertragenen Rechtsangele­
genheiten gilt (z. B. für LPG-rechtliche Vermögensstreitig­
keiten u. a. m.), während die in Abs. 2 enthaltenen Zustän­
digkeitsregeln nur Zivilrechtssachen betreffen.

Daß die in Abs. 1 und Abs. 2 des § 20 ZPO enthaltenen 
Bestimmungen weder in eine Grundsatzregelung noch in 
Ausnahmebestimmungen unterteilt werden können, ergibt 
sich einerseits daraus, daß in Abs. 2 expressis verbis von 
ln Zivilrechtssachen „auch“ bestehenden Zuständigkeiten 
gesprochen wird, und andererseits daraus, daß in Abs. 3 
dem Kläger die Auswahl unter mehreren zuständigen Ge­
richten auferlegt wird. Er m u ß unter mehreren gleicher­
maßen zuständigen Kreisgerichten dasjenige bestimmen, 
welches für das von ihm eingeleitete Zivilrechtsverfahren 
zuständig sein soll.

So gesehen enthält tatsächlich nur § 20 Abs. 4 ZPO eine 
Ausnahmeregelüng, die im Fall der — auch in den über­
tragenen anderen Rechtsangelegenheiten zulässigen — Ver­
einbarung der Zuständigkeit eines bestimmten, an sich 
nicht zuständigen Kreisgerichts dessen Zuständigkeit be-
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gründet und die Anrufung eines anderen nach Abs. 1 oder 2 
zuständigen Gerichts ausschließt.

Auch den weiteren Ausführungen Kellners, die das 
materielle Zivilrecht behandeln, muß widersprochen wer­
den. Durch § 20 Abs. 2 Ziff. 2 ZPO wird dasjenige Kreis­
gericht für zuständig erklärt, in dessen Bereich eine zivil- 
rechtliche Verpflichtung zu erfüllen ist. Wenn nun §75 
Abs. 3 ZGB ausdrücklich feststellt, daß die Erfüllung einer 
Zahlungsverpflichtung „mit Gutschrift auf dem Konto des 
Gläubigers oder mit Eingang des Geldes beim Gläubiger“ 
eintritt, so ist mit dieser Regelung sowohl der Tatsache 
Rechnung getragen worden, daß Geldzahlungen weitge­
hend bargeldlos oder durch Postüberweisung erfolgen, als 
auch bestimmt, daß der Ort der Erfüllung derjenige ist, an 
dem der Gläubiger seinen Wohnsitz bzw. Sitz hat oder an 
dem er sein Konto unterhält. Für die Bestimmung des 
nach § 20 Abs. 2 Ziff. 2 ZPO zuständigen Kreisgerichts ist 
es daher unerheblich, wo der Schuldner einer Verpflich­
tung (der Verklagte) seine „Leistungshandlungen“ vorzu­
nehmen pflegt; ausschlaggebend ist vielmehr allein der 
Ort, an dem die Erfüllung der Verpflichtung eintritt.

§ 72 Abs. 1 Satz 1 ZGB enthält ebenfalls keine Grund­
sätzregel, die durch die (Ausnahme-)Regel des § 75 ZGB 
ergänzt wird, sondern er bestimmt den Leistungs- und da­
mit auch den Erfüllungsort für Leistungen, die nicht in 
einer Geldzahlung bestehen. Für die Erfüllung von Zah­
lungsverpflichtungen gilt dagegen ausschließlich § 75 ZGB.

Es besteht daher keinerlei Veranlassung, von der bis­
herigen Auffassung zur Zuständigkeitsregelung in Zivil­
rechtssachen, die Wortlaut und Anliegen der ZPO gerecht 
wird, abzuweichen (vgl. Zivilprozeßrecht, Grundriß, a. a. O.; 
Fragen und Antworten, NJ 1977, Heft 10, S. 309; OG, Ur­
teil vom 28. August 1979 — OZK 26/79 — in diesem Heft).

GERHARD KRÜGER,
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Aufgaben des Sekretärs 
bei Bearbeitung eines Antrags 
auf Räumung der Ehewohnung
Das Oberste Gericht setzt in seinem Urteil vom 23. Januar 
1979 - 3 OFK 60/78 - (NJ 1979, Heft 7, S. 324) die Recht­
sprechung zu dem bereits in seinem Urteil vom 21. Juni 
1977 - 1 OFK 17/77 - (NJ 1977, Heft 17, S. 612) aufgestell­
ten Grundsatz über die Beendigung des Rechts des zur 
Räumung der ehemaligen Ehewohnung verpflichteten ge­
schiedenen Ehegatten auf Mitbenutzung dieser Wohnung 
fort. Zugleich nimmt es zu den Aufgaben des Sekretärs 
des Kreisgerichts bei der Bearbeitung von Anträgen auf 
Räumung einer ehemaligen Ehewohnung Stellung. Inso­
weit kommt dem neuen Urteil im Hinblick auf die Anlei­
tung der Sekretäre große Bedeutung zu.

Das Oberste Gericht' stellt fest, daß die Räumung einer 
Ehewohnungl von dem geschiedenen Ehegatten, dem diese 
Wohnung zur weiteren Nutzung übertragen wurde (Gläu­
biger), beantragt werden kann und daß die Räumung vom 
Sekretär durchzuführen ist, wenn der zur Räumung ver­
pflichtete geschiedene Ehegatte (Schuldner) nach Beendi­
gung seines Mitbenutzungsrechts die Ehewohnung nicht 
freiwillig räumt Die Verpflichtung zur Räumung infolge 
des Wegfalls des Mitbenutzungsrechts tritt auf jeden Fall 
nach endgültiger Zuweisung anderen Wohnraums ein. Sie 
entsteht aber auch dann, wenn der Schuldner sein Recht 
auf Wohnraum auf andere Weise verwirklicht und des­
halb auf die Mitbenutzung der ehemaligen Ehewohnung 
als Wohnraum nicht mehr angewiesen ist.

Stellt der Gläubiger den Antrag, die Räumung gegen 
den Schuldner zu betreiben, dann muß er dem Sekretär 
entweder die Zuweisung von Ersatzwohnraum nachweisgn 
oder überzeugend darlegen, daß und weshalb ein Mitbe-


